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N ach seinem unerwartet hohen Wahlsieg im November 2022 bildete 
Benjamin Netanjahu die am weitesten rechtsstehende Regierung der 

israelischen Geschichte. Ihre ultranationalistischen und ultraorthodoxen 
Mitglieder sind sich nicht in allem einig, wohl aber über ein Ziel: Die israeli-
sche Justiz zu schwächen und die Kontrolle der Regierung über Gerichte und 
Beamte zu stärken. 

Im Januar hat die Regierung ihre Pläne dafür vorgestellt. Obwohl sie 
moderat formuliert wurden, würden die geplanten Änderungen nahezu alle 
institutionellen Kontrollmechanismen aushebeln und große Macht in den 
Händen der Exekutive konzentrieren. Dies würde wiederum weitere, von der 
Koalition bereits beschlossene Schritte in Richtung Autoritarismus ermög-
lichen – sowohl in Israel als auch in den besetzten Gebieten.

Netanjahu behauptet, dass die Reformen notwendig seien, um das Macht-
gleichgewicht zwischen Legislative und Judikative wieder herzustellen. 
Viele Israelis bestreiten dies, und so gingen am 21. Januar mehr als 130 000 
Menschen auf die Straßen von Tel Aviv und anderen Städten, um gegen die 
Pläne zu protestieren. Seitdem hat es täglich Proteste gegen die von vielen 
Israelis befürchtete drohende Diktatur gegeben. Eine weitere Demonstration 
am 28. Januar zog eine Menge von über 100 000 Menschen an. Netanjahu 
und seine Verbündeten kanzeln die Proteste populistisch als elitär, auslands-
finanziert und linksradikal ab. Aber Studenten, Akademiker, Hochqualifi-
zierte und Mitglieder der Zivilgesellschaft mobilisieren gemeinsam gegen 
die Pläne der Regierung, die laut Ökonomen der israelischen Wirtschaft 
schaden und ihre Fähigkeit beeinträchtigen könnten, ausländische Investi-
tionen für den Hochtechnologiesektor anzuziehen.

Niemals zuvor ist die israelische Politik so polarisiert gewesen. Netanjahus 
Partei hat das Justizsystem mehrfach attackiert, insbesondere als die Kla-
gen gegen ihn an Fahrt aufnahmen. Netanjahu bestreitet vehement, dass die 
geplanten Gesetzesänderungen irgendetwas mit seinem Gerichtsverfahren 
zu tun hätten. Aber wenn sie in Kraft treten, kann er die Behörden des Justiz-
ministers und des Generalstaatsanwalts umstrukturieren und die Beamten 
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ernennen, die sich mit seinen Verfahren befassen. Kontrolliert die Regierung 
künftig die Ernennung von Richtern, könnte Netanjahu zudem entscheiden, 
wer für seine Berufungsverfahren zuständig ist.

Gegenwärtig sieht es so aus, als würden die Reformen verabschiedet wer-
den. Netanjahu verfügt über eine stabile parlamentarische Mehrheit und 
seine Koalition hat ihre Attacke auf das Justizwesen mit einer Flut von Geset-
zesvorhaben beschleunigt. Die Opposition kritisiert, dass dabei etablierte 
Verfahren missachtet werden. Der Oberste Gerichtshof könnte die Reformen 
nach ihrer Verabschiedung noch kippen, was das Land in eine ausgemachte 
Verfassungskrise stürzen würde. In jedem Fall hätte Netanjahus Regierung 
die Spaltung im Land verstärkt und Israels Demokratie geschwächt.

Land ohne formale Verfassung

Netanjahus Gesetzesvorschläge können vergleichsweise einfach verab-
schiedet werden, da Israel – anders als die USA – keine starre Verfassung hat. 
Pläne für eine solche Verfassung waren in Arbeit, als Israel 1948 gegründet 
wurde, und im Jahr 1949 wurde zu diesem Zweck auch eine Verfassungge-
bende Versammlung gewählt. Diese konnte sich jedoch nicht einigen, und 
ihre Mitglieder beschlossen, das Gremium in ein Parlament umzuwandeln 
– die Knesset – und die verfassunggebende Macht dort zu belassen. Anstatt 
eine fertige Verfassung zu verabschieden, einigte sich die Knesset darauf, 
die Verfassung in Kapitel mit jeweils einem „Grundgesetz“ aufzuteilen, die 
eines Tages Teil einer formalen Verfassung werden sollten.

Zwischen 1949 und 1992 prüfte der Oberste Gerichtshof die Rechtmä-
ßigkeit von Verwaltungsentscheidungen. Er schätzte also die Legalität des 
Regierungshandelns ein, konnte aber nicht Gesetze auf der Basis anfechten, 
dass sie gegen individuelle Rechte verstießen. 1992 verabschiedete die Knes-
set dann aber zwei Grundgesetze, die solche individuellen Rechte betrafen: 
das Grundgesetz zur menschlichen Würde und Freiheit sowie das Grundge-
setz zur freien Berufswahl. Diese Gesetze waren neuartig, nicht nur weil sie 
bestimmte Rechte wie Würde, Freiheit, Privatsphäre, Eigentum, Freizügig-
keit und Berufsfreiheit schützen. Sie enthalten darüber hinaus sogenannte 
Beschränkungsklauseln, die klarstellen, dass die aufgezählten Rechte nur im 
Einklang mit den Werten des Staates beschränkt werden können, und nur, 
wenn die Einschränkung zweckmäßig ist. Zudem darf sie nicht das erfor-
derliche Maß überschreiten. Auf dieser Grundlage entschied der Oberste 
Gerichtshof drei Jahre später, dass die Grundgesetze einfacher Gesetzge-
bung übergeordnet seien und er daher befugt sei, Gesetze aufzuheben, die 
gegen die Grundgesetze verstoßen.

Seitdem hat der Oberste Gerichtshof 22 Gesetze und Bestimmungen auf-
gehoben, darunter Regeln zur Inhaftierung von Asylbewerbern, zur Privati-
sierung von Gefängnissen und zur Enteignung von palästinensischem Land 
in Privateigentum für den Bau jüdischer Siedlungen im Westjordanland. Im 
Laufe der Zeit hat das Gericht auch die grundgesetzlich geschützte Men-
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schenwürde so ausgelegt, dass sie die Meinungsfreiheit und das Gleichheits-
recht einschließt.

Seit 1953 werden Richter in Israel von einem Ausschuss ausgewählt, der 
aus drei Richtern des Obersten Gerichtshofs, zwei Ministern, zwei Mitglie-
dern der Knesset und zwei Mitgliedern der israelischen Anwaltskammer 
besteht. Richter des Obersten Gerichtshofs müssen eine Mehrheit von sieben 
Stimmen in dem neunköpfigen Ausschuss erhalten, was bedeutet, dass keine 
Gruppe alleine handeln kann. Richter können ihr Veto gegen das einlegen, 
was die Politiker wollen, und Politiker können ihr Veto einlegen, gegen das, 
was die Richter wollen. Dies hat zu einem System der Konsensbildung und 
Verhandlung geführt, welches meist Richter hervorbringt, die als Zentristen 
wahrgenommen werden.

Das Oberste Gericht im Visier der Rechten

Doch seine Urteile zur Verteidigung der Grundgesetze und seine Zusammen-
setzung haben den Obersten Gerichtshof zur Zielscheibe der israelischen 
Rechten gemacht. Sie beschuldigt das Gericht immer öfter, zu liberal zu sein 
und seine Befugnisse zu überschreiten. Netanjahu und seine Verbündeten 
argumentieren, dass die Grundgesetze das Gericht nicht explizit ermächti-
gen, Gesetze aufzuheben, und dass das Gericht in jedem Fall sowohl seine 
verfassungsrechtlichen als auch seine verwaltungsrechtlichen Kontrollbe-
fugnisse sehr weit auslegt, während es gleichzeitig seine Rechte erweitert. 
Die Rechten behaupten des Weiteren, dass der Oberste Gerichtshof in Fragen 
der nationalen Sicherheit äußerst interventionsfreudig sei.

Tatsächlich aber hat sich der Oberste Gerichtshof dem Staat gegenüber 
sehr zurückhaltend verhalten, insbesondere in Fragen der nationalen Sicher-
heit und sehr explizit bei der Überprüfung von Regierungsmaßnahmen in 
den besetzten Gebieten. Das Gericht hat sich stets geweigert, die grund-
sätzliche Rechtmäßigkeit der israelischen Siedlungen im Westjordanland zu 
beurteilen, die völkerrechtlich als illegal gelten. Es hat den Abriss von Häu-
sern militanter Palästinenser genehmigt, was gegen das Kriegsvölkerrecht 
verstößt. Jenseits des begrenzten Schutzes palästinensischen Privateigen-
tums hat das Gericht tatsächlich fast jede politische Maßnahme in Bezug auf 
die Siedlungen genehmigt, während es gleichzeitig der seit 55 Jahren andau-
ernden Besatzung einen Anstrich internationaler Legitimität verschaffte.

Doch Netanjahus neuer Regierung reicht das nicht. Sie ist entschlossen, 
dem Obersten Gerichtshof die Macht zu nehmen, auch nur für den gerings-
ten Schutz der Bürger zu sorgen. So hat sich die extrem rechte Koalition daran 
gemacht, vom Verfahren der Richterernennung bis hin zum Status und den 
Befugnissen der juristischen Berater der Regierung alles zu überarbeiten: 
Nach dem Plan der Regierung wird der Oberste Gerichtshof Gesetze zukünf-
tig nur noch dann aufheben können, wenn sich alle fünfzehn Richter mit der 
jeweiligen Angelegenheit befassen und zwölf von ihnen zustimmen. Eine 
solch hohe Hürde würde bedeuten, dass nur sehr wenige Gesetze außer Kraft 
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gesetzt werden könnten – wenn überhaupt. Und selbst wenn es dem Gericht 
gelänge, ein Gesetz aufzuheben, wäre der Fall damit nicht abgeschlossen. 
Denn das Regierungsvorhaben enthält auch eine Klausel (notwithstanding 
clause), die der Knesset ermöglichen würde, jede Gerichtsentscheidung zur 
Aufhebung eines Gesetzes mit der einfachen Mehrheit aller Mitglieder zu 
überstimmen. In Israels parlamentarischem System hat jede Regierung eine 
Mehrheit. Deshalb würde diese Klausel es erlauben, dass jedes Recht außer 
Kraft gesetzt werden kann: Grundrechte, politische Teilhaberechte, selbst 
das Stimmrecht. Damit das Gericht nicht vom Kurs der Regierung abweicht, 
zielt das Vorhaben auch darauf ab, den Ausschuss für die Ernennung von 
Richtern so umzugestalten, dass die Regierung automatisch über eine Mehr-
heit verfügt.

Anders als in vielen Demokratien gibt es in Israel kaum Kontrollen der 
legislativen und exekutiven Gewalten. Die Regierung kontrolliert die Knes-
set und die Koalition stimmt gewöhnlich als Block ab, gemäß der Entschei-
dungen eines Ministerausschusses. Das heißt, dass einige mächtige Minister, 
angeführt vom Premierminister, die Gesetzgebung kontrollieren. Die wich-
tigste Kontrolle der Exekutivgewalt besteht daher in der Überprüfung der 
Gesetze durch den Obersten Gerichtshof. Diese würde der Regierungsplan 
faktisch abschaffen.

Nach dem vorgeschlagenen Plan könnte der Oberste Gerichtshof Grund-
gesetze überhaupt nicht mehr überprüfen. Wenn diese aber von der Über-
prüfung ausgenommen sind, könnten extreme Gesetze zu Grundgesetzen 
erklärt werden, um die Überprüfung zu umgehen. Ein weitreichendes Ein-
wanderungsgesetz, das die unbegrenzte Inhaftierung von Asylbewerbern 
erlauben würde, ist genau aus diesem Grund bereits als Grundgesetz ein-
gebracht worden.

Vorbild Viktor Orbán: Von der Demokratie in die Autokratie

Die Regierung behauptet, dass die Reformen im Einklang mit Regeln in 
anderen Ländern stehen. So hat beispielsweise Kanada eine „notwithstand-
ing clause“ und strenggenommen haben die Gerichte in Großbritannien 
nicht die Macht, Gesetze aufzuheben. Doch diese Länder verfügen über 
Kontrollmechanismen, die es in Israel nicht gibt, und die israelische Regie-
rung beabsichtigt auch nicht, dies zu ändern. Wenn man überhaupt einen 
internationalen Vergleich anstellen will, dann mit Ungarn, das sich unter 
Premierminister Viktor Orbán von einer liberalen Demokratie in ein auto-
kratisches Regime verwandelt hat. Die Situation in Israel ist möglicherweise 
noch gefährlicher. Ungarn steht unter dem Schirm der Europäischen Union, 
welche die Macht hat, den Zerfall aufzuhalten oder sogar umzukehren. Israel 
steht unter keiner vergleichbaren internationalen Aufsicht und ist in einen 
hartnäckigen und explosiven Konflikt verwickelt.

Orbán hat seine Herrschaft gefestigt, indem er die Verfassung, die Zusam-
mensetzung und den Zuständigkeitsbereich der Justiz sowie das Wahlrecht 
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geändert hat. Zudem hat er den öffentlichen Dienst mit Parteisoldaten durch-
setzt, seine Kontrolle der Medien verstärkt und staatliche Mittel zugunsten 
von Pro-Orbán-Medien umgelenkt. Heute sind nur noch 20 Prozent der unga-
rischen Medien unabhängig und diese stehen unter ständigem politischen, 
regulativem und ökonomischem Druck. Die Zerschlagung der Gerichte hat 
all dies möglich gemacht, weshalb es kein Zufall ist, dass die israelische 
Regierung diese als erstes ins Visier genommen hat. 

Sobald sie das Justizwesen umgebaut hat, will Netanjahus Regierung das 
Wahlrecht erweitern: Selbst gelegentliche „terrorismusfördernde“ Aussagen 
– zu denen bereits scharfe Kritik an Israels Besatzung und vage Ermutigung 
palästinensischen Widerstands gehören könnten – wären dann verboten, 
was faktisch viele israelische Araber daran hindern würde, für die Knesset 
zu kandidieren. Wenn dieses Gesetz verabschiedet wird, wird es vermutlich 
zu einem starken Rückgang der Wahlbeteiligung palästinensischer Bürger 
Israels kommen. Dies würde Netanjahus Regierung weiter stärken, weil es so 
für die Opposition schwieriger würde, die für eine Regierungsbildung erfor-
derliche Mindestanzahl von 61 Mitgliedern der Knesset zu erreichen.

Die Beseitigung von Begrenzungen für staatliche Macht stellt die religi-
ösen Fundamentalisten zufrieden und erlaubt Netanjahu, die Versprechen 
an seine Regierungspartner zu halten. Im Koalitionsvertrag hat er zuge-
sichert, die Antidiskriminierungsgesetze des Landes so zu erweitern, dass 
es Geschäftsinhabern erlaubt wird, Dienstleistungen auf der Grundlage 
religiöser Überzeugungen zu verweigern. Dies hätte Auswirkungen für die 
LGBTQ-Community und andere Minderheiten.

Gegen kritische und unabhängige Berichterstattung

Die Regierung Netanjahu hat auch Pläne zur Reform der Medien angekün-
digt. Shlomo Karhi, Minister für Kommunikation, kündigte an, die öffentlich 
finanzierten israelischen Medien privatisieren zu wollen. Dieser Schritt wird 
von den meisten Beobachtern als Versuch gewertet, gegen kritische und 
unabhängige Berichterstattung vorzugehen. Tatsächlich will Galit Distel  
Atbaryan, Ministerin für „public diplomacy“, sogar noch weiter gehen: Sie 
hat sich dafür ausgesprochen, die öffentlich finanzierten Medien ganz zu 
schließen, statt sie zu privatisieren. Denn, so sagt sie, „wenn man privatisiert, 
sickert die Linke ein“. Zugleich hat Kulturminister Miki Zohar angekündigt, 
die staatlichen Ausgaben für die Künste zu kürzen und die Finanzierung von 
Werken zu verweigern, welche „dem Ansehen des Staates schaden“. Dieses 
zweistufige Programm politischer Veränderungen verfolgt ein klares Ziel: 
die Meinungsfreiheit zu unterdrücken, indem kritische Inhalte aus dem 
öffentlichen Raum entfernt werden, und den Machtzugriff der Regierung zu 
stärken. 

Die vorgeschlagenen Medienreformen haben erheblichen Widerstand 
hervorgerufen, und Anfang Februar hat die Regierung verkündet, sie aus-
zusetzen. Der für diese Kehrtwende genannte Grund ist bezeichnend: Die 
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Justizreformen haben für die Regierung höchste Priorität und deshalb soll es 
keine Ablenkungen geben, bis sie durchgesetzt worden sind. Auf jeden Fall 
wird es nach der Verabschiedung der Justizreformen auch einfacher sein, die 
öffentlichen Fernseh- und Radiostationen zu schleifen.

Schließlich plant die Regierung, in den besetzten Gebieten härter vorzu-
gehen. Bei der Präsentation des Regierungsprogramms verkündete Netan-
jahu, dass Juden exklusiven Anspruch auf das ganze Land in Israel haben, 
inklusive des Westjordanlands. Damit verabschiedet er sich von der Schein-
behauptung, die Palästinenser hätten Rechte in den Gebieten. Und im Koa-
litionsvertrag hat Netanjahu seinen rechtsextremen Partnern versprochen, 
seine Regierung werde weitere Siedlungen im Westjordanland fördern und 
die Grundlage für eine spätere Annexion schaffen. Er hat zudem erklärt, 
er gedenke, die Außenposten der Siedler auf privatem palästinensischem 
Land zu „legalisieren“, nachdem ein entsprechendes Gesetz vom Obersten 
Gerichtshof für ungültig erklärt worden war.

Netanjahu hat zudem mit Bezalel Smotrich einen Siedler und einen der 
extremsten antipalästinensischen Politiker Israels zum Sonderbeauftrag-
ten im Verteidigungsministerium ernannt. Smotrich ist nun mit der Aufsicht 
ziviler Angelegenheiten im Westjordanland betraut. Indem Netanjahu dem 
Militär diese Befugnis entzieht und einem ernannten Politiker überträgt, 
zeigt er die Annexionsabsichten seiner Regierung. 

Zusammengenommen stellen die Reformvorhaben einen Anschlag auf 
Israels ohnehin schon defekte Demokratie dar. Das Programm der Regierung 
und die sich abzeichnende autokratische Wende haben bereits eine große 
Protestbewegung ausgelöst. Sie haben auch große Besorgnis außerhalb Isra-
els hervorgerufen; Länder wie Frankreich und die USA äußern Vorbehalte 
gegen die bevorstehenden Veränderungen. Sollten Netanjahu und seine 
Koalition Israel auf den ungarischen Weg zwingen, gefährden sie daher nicht 
„nur“ die demokratischen Institutionen des Landes, sondern auch dessen 
Beziehungen zu seinen Verbündeten.
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